
1 von 2 

Mediengesetznovelle 2026 
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Inkrafttreten/ 

Wirksamwerden: 

2026 

Vorblatt 
 

Problemanalyse 

Das MedienG sieht in § 33 ein Verfahren zur Einziehung der zur Verbreitung bestimmten Medienstücke 

und die Löschung der die strafbare Handlung begründenden Stellen einer Webseite und in § 34 ein solches 

zur Urteilsveröffentlichung vor. Zu beiden Rechtsinstrumenten gibt es Regelungen zur Tragung der 

Verfahrenskosten, wonach die Kosten des selbstständigen Verfahrens den Medieninhaber treffen, sofern 

der Antrag zu Recht gestellt und auf Einziehung bzw. Urteilsveröffentlichung erkannt wurde. 

Nach der derzeitigen Rechtslage ist eine Antragstellung auch möglich, wenn der Medieninhaber dem 

Begehren des Antragstellers etwa durch Entfernung oder Löschung inkriminierter Medienstücke oder 

Medieninhalte bereits vor Antragstellung entsprochen hat. 

Es entspricht jedoch nicht der Intention des Gesetzgebers, den Medieninhaber für Postings Dritter, die eine 

strafbare Handlung darstellen und die er umgehend bei deren Kenntnis entfernt, zur Kostentragung des 

Verfahrens zu verpflichten, für das er augenscheinlich keinen Anlass gegeben hat. 

Daher sieht der vorliegende Entwurf in Anlehnung an zivilrechtliche Kostentragungsregelungen (etwa § 45 

ZPO oder § 8 AHG) zunächst eine außergerichtliche Aufforderung durch den Antragsteller vor, die dem 

Medieninhaber ermöglichen soll, binnen fünf Werktagen ab Zugang der Aufforderung die inkriminierten 

Medieninhalte aus dem Verkehr zu ziehen oder zu widerrufen und damit auch keine Prozesskosten tragen 

zu müssen. 
 

Ziel(e) 

Vermeidung unnötiger und überbordender Kostenbelastungen für Medieninhaber durch Einführung eines 

außergerichtlichen Aufforderungsverfahrens vor Beginn des gerichtlichen Einziehungs- (§ 33 MedienG) 

und Urteilsveröffentlichungsverfahrens (§ 34 MedienG). 
 

Inhalt 

Das Vorhaben umfasst hauptsächlich folgende Maßnahme(n): 

Ergänzung des § 33 Abs. 2 und 5 MedienG sowie des § 34 Abs. 3 und 6 MedienG durch ein 

außergerichtliches Aufforderungsverfahren samt Kostenfolgen. 
 

Beitrag zu Wirkungsziel oder Maßnahme im Bundesvoranschlag 
 

Das Vorhaben trägt zur Maßnahme "Erarbeitung legistischer Maßnahmen im Bereich des Straf- und 

Zivilrechts" für das Wirkungsziel "Gewährleistung der Rechtssicherheit und des Rechtsfriedens, 

insbesondere durch Vorschläge zur Anpassung und Weiterentwicklung des Rechtssystems im Hinblick auf 

die gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Bedürfnisse" der Untergliederung 13 Justiz im 

Bundesvoranschlag des Jahres 2026 bei. 
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Aus der gegenständlichen Maßnahme ergeben sich keine finanziellen Auswirkungen auf den Bund, die 

Länder, die Gemeinden oder auf die Sozialversicherungsträger 
 

Diese Folgenabschätzung wurde mit der Version 5.12 des WFA – Tools erstellt (Hash-ID: 1449388495). 
 


